
Antrag INF-02: Sozialstaatsreform - Ein echtes Update für einen 
leistungsfähigen Sozialstaat
Antragsteller*in: AWO Präsidium
Status: angenommen
Sachgebiet: INF - Soziale Infrastruktur 

 1 Wir fordern die Bundesregierung dazu auf, den deutschen Sozialstaat umfassend zu 
 2 reformieren. Es ist unerlässlich, unsere sozialen Sicherungssysteme zu modernisieren, 
 3 eff㘶zienter zu gestalten und zu entbürokratisieren. Der Sozialstaat muss 
 4 zukunftsfähig gemacht werden, und das Vertrauen der Bürger*innen in den Sozialstaat 
 5 zu stärken.

 6 Die Leistungsfähigkeit von Behörden und staatlichen Einrichtungen muss verbessert 
 7 werden. Die Verwaltung muss insgesamt leistungsfähiger und bürgerfreundlicher 
 8 gestaltet werden. Dies kann durch eine verbesserte Zusammenarbeit und einen 
 9 geregelten Datenaustausch zwischen den verschiedenen Rechtskreisen erreicht werden. 
 10 Ein strukturierter und sicherer Austausch von Daten zwischen den Rechtskreisen muss 
 11 ermöglicht werden.  

 12 Die Verwaltung muss insgesamt leistungsfähiger und bürgerfreundlicher gestaltet und 
 13 modernisiert werden. Um dies zu erreichen, muss die Zusammenarbeit zwischen den 
 14 verschiedenen Rechtskreisen verbessert und ein geregelter Datenaustausch etabliert 
 15 werden.

 16 Digitalisierung. Die Digitalisierung muss vorangetrieben werden. Gleichzeitig ist es 
 17 unerlässlich analoge Zugänge weiterhin bereitzustellen, um sicherzustellen, dass alle 
 18 Bürger*innen unabhängig von ihrer digitalen Fähigkeit, Zugang zu den Leistungen 
 19 haben. Damit die Reform der Digitalisierung der Verwaltung gelingt, braucht es eine 
 20 enge Zusammenarbeit zwischen sozialrechtlicher Fachkompetenz und digitaler Expertise, 
 21 nur so lassen sich praxistaugliche und zukunftsfähige Lösungen entwickeln.

 22 Die AWO fordert eine umfassende Rechtsvereinfachung. Es müssen verständliche 
 23 Regelungen sowie einheitliche Rechtsbegriffe und Strukturen in allen Büchern des 
 24 Sozialgesetzbuches geschaffen werden.

 25 Es braucht einen umfassenden Bürokratieabbau, um eine bürgerfreundliche und 
 26 zugängliche Verwaltung zu gewährleisten.

 27 Die Bewilligungszeiträume für Sozialleistungen müssen spürbar verlängert werden.

 28 Die Beratungspf㘶icht gem. §§ 13,14,15 SGB I muss konsequent im Rahmen einer 
 29 umfassenden Sozialstaatsreform gestärkt werden. Eine qualitativ hochwertige und 
 30 bedarfsgerechte Beratung ist der Schlüssel, um Menschen in prekären Lebenslagen 
 31 wirksam zu unterstützen und ihnen echte Perspektiven zu eröffnen. Die AWO fordert 
 32 gezielte Investitionen in die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeitenden sowie eine 
 33 deutliche Ausweitung individueller Beratungsgespräche, die die Lebensqualität der 
 34 Menschen in den Mittelpunkt stellen. Darüber hinaus müssen digitale Beratungsangebote 
 35 wie Onlineberatung, Videochats und barrierefreie Informationsportale ausgebaut 
 36 werden. Zudem müssen wirksame Feedback-Mechanismen eingeführt werden.

 37 Leistungen sollten proaktiv und unbürokratisch gewährt werden. Es braucht 
 38 standardisierte, leicht verständliche Antragsformulare sowie die Möglichkeit, Anträge 
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 39 einfach und sicher online einzureichen. Digitale Barrieren müssen abgebaut und 
 40 digitale Kompetenzen gestärkt werden, sowohl bei den Antragssteller*innen als auch in 
 41 den Behörden. Zudem fordert die AWO eine bessere Zusammenarbeit und Vernetzung 
 42 zwischen den zuständigen Stellen.

 43 Nötig ist eine gezielte Stärkung der Kooperationsfähigkeit sozialer Systeme mit der 
 44 Wirtschaft, zivilgesellschaftlichen Akteur*innen und weiteren relevanten Partnern.

 45 Um eine zügige und bedarfsgerechte Leistungsgewährung zu ermöglichen, ist eine 
 46 praxisnahe Vereinfachung des Sozialdatenschutzes notwendig. Die AWO betont dabei, 
 47 dass eine moderne Verwaltung nicht nur technische Lösungen braucht, sondern auch gut 
 48 geschulte Fachkräfte. Deshalb fordern wir gezielte Schulungen für Mitarbeitende in 
 49 den Sozialbehörden, um Datenschutzregelungen sicher anzuwenden und neue Technologien 
 50 verantwortungsvoll zu nutzen. Die AWO setzt sich dafür ein, dass Datenschutz nicht 
 51 nur Barriere wird, sondern als Ermöglicher eines handlungsfähigen und solidarischen 
 52 Sozialstaats verstanden wird.

 53 Eine deutliche Reduzierung und Vereinfachung der Anrechnungsverhältnisse im 
 54 Sozialleistungsrecht sind erforderlich. Die AWO warnt zudem vor Fehlanreizen, die 
 55 durch komplizierte Anrechnungsregeln entstehen können. Wer befürchten muss, dass 
 56 zusätzliches Einkommen unmittelbar zu Leistungskürzungen führt, wird in seiner 
 57 Eigeninitiative gehemmt. Ein transparenteres und gerechteres System kann diese Hürden 
 58 abbauen und soziale Teilhabe fördern.

 59 Die AWO fordert eine transparente, nutzerfreundliche und bürgernahe Verwaltung als 
 60 zentralen Bestandteil einer modernen Sozialpolitik. Dazu gehören f㘶exible 
 61 Zugangswege, einfach verständliche und mehrsprachige Informationen und Formulare, 
 62 barrierefreie Verwaltungsangebote, digitale Plattformen und Hotlines, persönliche 
 63 Beratung vor Ort. Die AWO setzt sich dafür ein, dass Verwaltung nicht als Hürde, 
 64 sondern als unterstützende System erlebt wird, offen, zugänglich und orientiert an 
 65 den Bedürfnissen der Menschen.

 66 Eine grundlegende Reform des Sozialleistungsprinzips ist erforderlich. Um den Zugang 
 67 zu sozialen Leistungen zu erleichtern und die Verwaltung zu entlasten, setzt sich die 
 68 AWO für eine Zusammenlegung zentraler existenzsichernder Leistungen ein. Konkret 
 69 fordert die AWO:

 70

 71

 72

 73

 74

 75

 76

 77

Die Reduktion von Schnittstellen, Vorrangprüfungen und Zuständigkeitswechseln, 
die derzeit zu Verzögerungen und Unsicherheiten führen.

Die Erarbeitung eines Reformvorschlags durch eine unabhängige Kommission, die 
aufzeigt, welche Leistungen sinnvoll zusammengefügt werden können, ohne 
Leistungseinbußen für die Betroffenen.

Die Bündelung der Zuständigkeiten in einem Ministerium und Bereitstellung der 
Leistungen über eine zentrale, barrierefreie Plattform, die sowohl digital als 
auch analog zugänglich ist.

 78 Es braucht eine konsequente Vermeidung von Rechtskreiswechseln im 
 79 Sozialleistungssystem. Ein zentrales Element zu Lösung dieses Problems ist die 
 80 Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes und die generelle Öffnung des SGB II 
 81 für Asylbewerber*innen.

Begründung
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Die neue CDU/CSU und SPD geführte Regierung beabsichtigt laut ihrem Koalitionsvertrag, die 
Zusammenfassung und eine bessere Abstimmung von Leistungen voranzutreiben. Im Rahmen dieses 
Vorhabens wurde die Kommission zur Sozialstaatsreform ins Leben gerufen, die den Auftrag hat, 
Vorschläge und Maßnahmen zu erarbeiten, um den deutschen Sozialstaat zu modernisieren und zu 
entbürokratisieren.

Die Sozialstaatsreform ist eine der zentralen Herausforderungen unserer Zeit. Angesichts der Komplexität 
der sozialen Sicherungssysteme ist es unerlässlich, das deutsche Sozialsystem grundlegend zu 
modernisieren. Die AWO sieht in dem Reformvorhaben eine einmalige Chance, die Weichen für eine 
zukunftsfähige und gerechte Sozialpolitik zu stellen. In diesem Papier möchten wir unsere Forderungen 
darlegen, wie die Sozialstaatsreform gestaltet werden sollte, um den Bedürfnissen aller Bürger*innen 
gerecht zu werden. Wir sind der festen Überzeugung, dass eine erfolgreiche Reform nur durch eine enge 
Zusammenarbeit aller beteiligten Akteure und eine konsequente Ausrichtung an den Prinzipien der 
sozialen Gerechtigkeit und Eff㘶zienz gelingen kann.

Ein effektiver und handlungsfähiger Staat ist entscheidend für das Vertrauen der Bürger*innen in unsere 
gesellschaftlichen Strukturen. Dieses gestärkte Vertrauen fördert nicht nur das Gemeinwesen, sondern 
stärkt auch unsere demokratischen Werte. Ein Staat, der schnell und eff㘶zient auf die Bedürfnisse seiner 
Bürger*innen reagiert, schafft die Grundlage für eine lebendige und widerstandsfähige Demokratie.

Ein strukturierter und sicherer Austausch von Daten zwischen den Rechtskreisen muss ermöglicht werden, 
damit Informationen schneller und zuverlässiger geteilt werden können und so die Leistungsfähigkeit der 
Behörden verbessert wird. Dies würde die Arbeit der Behörden erheblich erleichtern und die Eff㘶zienz der 
Verwaltung steigern.

Modernisierung. Ein strukturierter und sicherer Austausch von Daten zwischen den Rechtskreisen ist 
unerlässlich, damit Informationen schneller und zuverlässiger geteilt werden können. Dies würde nicht 
nur die Arbeit der Behörden erleichtern, sondern auch die Eff㘶zienz der Verwaltung erheblich steigern und 
den Bürger*innen zugutekommen.

Die Digitalisierung muss vorangetrieben werden, um den Zugang zu Dienstleistungen zu vereinfachen und 
die Bearbeitungszeiten zu verkürzen. Nur durch eine konsequente Digitalisierung können Eff㘶zienz 
gesteigert und die Zufriedenheit sowohl auf Verwaltungs- als auch auf Kundenseite nachhaltig verbessert 
werden. Analoge Zugänge zu Sozialleistungen sind wiederum entscheidend, um soziale Gerechtigkeit und 
Inklusion zu gewährleisten.

Die Vielzahl an Einzelgesetzen, häuf㘶ge Änderungen und die fehlende Abstimmung von Regelungen und 
Begriff㘶ichkeiten führen zu einem komplexen und unübersichtlichen System. Es ist dringend notwendig, 
eine Rechtsvereinfachung und Harmonisierung der Regelungen vorzunehmen. Nur so kann eine 
bürgerfreundliche und eff㘶ziente Sozialverwaltung gewährleistet werden.

Bürgerfreundliche und zugängliche Verwaltung durch Bürokratieabbau. Wenn ein Antrag auf eine 
bestimmte Sozialleistung automatisch als Antrag in alle sozialrechtlichen Leistungssysteme angesehen 
wird, würden die Bürger*innen vor unnötiger Bürokratie geschützt. Durch eine gezielte Anpassung der 
Antragsverfahren könnte die Verwaltung eff㘶zienter gestaltet werden. Dies würde nicht nur die 
Leistungsfähigkeit der Behörden verbessern, sondern auch den Zugang zu Sozialleistungen für die 
Bürger*innen erheblich erleichtern.

Längere Bewilligungszeiträume tragen wesentlich zur Entlastung der Verwaltung bei, da Anträge seltener 
geprüft und bearbeitet werden müssen. Dies reduziert den bürokratischen Aufwand und ermöglicht eine 
eff㘶zientere Nutzung personeller und f㘶nanzieller Ressourcen in den Behörden. Die dadurch eingesparten 
Verwaltungskosten könnten gezielt in die Verbesserung sozialer Angebote und die Stärkung der sozialen 
Infrastruktur investiert werden. Gleichzeitig prof㘶tieren die Leistungsberechtigten von mehr 
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Planungssicherheit und Stabilität. Eine längere Bewilligungsdauer erleichtert ihnen die persönliche und 
beruf㘶iche Entwicklung, da sie sich nicht ständig mit Verlängerungsanträgen auseinandersetzen müssen.

Leistungsberechtigte müssen umfassend über ihre Rechte und Pf㘶ichten im Rahmen der Beratungspf㘶icht 
(§§ 13,14,15 SGB I) informiert werden und gezielt Unterstützung erhalten, um ihre Lebenssituation 
nachhaltig zu verbessern. Dafür braucht es gut ausgebildete und empathische Fachkräfte in den 
Jobcentern.

Um den Zugang zu Beratung niedrigschwellig und f㘶exibel zu gestalten, müssen digitale 
Beratungsangebote wie Onlineberatung, Videochats und barrierefreie Informationsportale ausgebaut 
werden, um den Zugang zu Beratung niedrigschwellig und f㘶exibel zu gestalten. Durch Feedback-
Mechanismen sollen Leistungsberechtigte die Möglichkeit erhalten, ihre Erfahrungen und 
Verbesserungsvorschläge einzubringen, als Grundlage für eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung der 
Beratung.

Eine proaktive und unbürokratische Leistungsprüfung und Gewährung sind nötig, um sicherzustellen, dass 
Menschen in Notlagen rechtzeitig und zuverlässig die ihnen zustehenden Leistungen erhalten. Der Zugang 
zu sozialer Unterstützung darf nicht durch komplizierte Verfahren oder schwer verständliche Formulare 
erschwert werden. Der Aufbau zentraler Datenbanken und der koordinierte Austausch von Informationen 
zwischen Behörden könnte Doppelarbeit vermeiden, Prozesse beschleunigen und die Qualität der 
Leistungsgewährung verbessern.

Stärkung der Kooperationsfähigkeit sozialer Systeme mit der Wirtschaft. Eine moderne Sozialstaatsreform 
muss auf Vernetzung und Zusammenarbeit setzen, um inklusive Lebenswelten zu schaffen, in denen alle 
Menschen, unabhängig von Herkunft, Lebenslage oder individuellen Voraussetzungen gleiche Chancen auf 
Teilhabe und ein selbstbestimmtes Leben haben. Durch den Aufbau tragfähiger Netzwerke zwischen 
sozialen Einrichtungen, Unternehmen und weiteren Akteur*innen können Synergien genutzt, Ressourcen 
gebündelt und innovative Unterstützungsangebote entwickelt werden. Diese Kooperation ermöglicht 
passgenaue Lösungen, die den vielfältigen Bedürfnissen der Menschen gerecht werden, sei es im Bereich 
Arbeit, Bildung, Wohnen oder Gesundheit.

Vereinfachung des Sozialdatenschutzes. Datenschutz darf nicht zum bürokratischen Hemmnis für 
Menschen in Notlagen werden. Ziel muss es sein, den Schutz sensibler Daten mit einer eff㘶zienten und 
menschenzentrierten Verwaltung in Einklang zu bringen. Durch klarere, verständlichere 
Datenschutzregelungen können Sozialleistungsträger Anträge schneller bearbeitet und digitale 
Technologien wie künstliche Intelligenz gezielter einsetzen. So lassen sich personalisierte und 
niedrigschwellige Unterstützungsangebote schaffen, die den individuellen Lebenslagen gerecht werden.

Anrechnungsverhältnisse vereinfachen. Komplexe Regelungen zur Anrechnung von Einkommen und 
Vermögen erschweren nicht nur die Verwaltungsprozesse, sondern führen auch zu Intransparenz und 
Unsicherheit bei den Leistungsberechtigten. Ein einfacheres System schafft Klarheit darüber, welche 
Leistungen zustehen und wie sie berechnet werden. Dies stärkt das Vertrauen in den Sozialstaat und 
ermöglicht es den Menschen, ihre f㘶nanzielle Situation besser zu planen. Gleichzeitig wird die Verwaltung 
entlastet. Weniger Prüfaufwand, kürzere Bearbeitungszeiten und ein geringerer Ressourceneinsatz sind 
die Folge.

Verwaltung bürgernäher und barrierefrei gestalten. Um das Vertrauen der Bürger*innen in staatliche 
Institutionen zu stärken, muss die Verwaltung verständlicher, zugänglicher und inklusiv gestaltet werden. 
Dazu gehören f㘶exible Zugangswege, wie erweiterte Öffnungszeiten und “Walk-in”-Angebote, die eine 
spontane und bedarfsgerechte Beratung ermöglichen. Einfache Formulare sollen allen Menschen, 
unabhängig von Herkunft oder Bildungshintergrund den Zugang zu Leistungen erleichtern. Barrierefreie 
Verwaltungsangebote sollen Menschen mit Behinderungen uneingeschränkt Zugang zu Informationen und 
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Leistungen ermöglichen. Digitale Plattformen und Hotlines, die rund um die Uhr erreichbar sind und eine 
schnelle, ortsunabhängige Beratung ermöglichen. Die Persönliche Beratung vor Ort soll weiterhin eine 
zentrale Rolle spielen, um individuellen Anliegen umfassend und empathisch zu klären.

Integration von Sozialleistungen. Das derzeitige Sozialleistungssystem ist zurzeit durch eine Vielzahl 
einzelner Leistungen, Zuständigkeiten und Verwaltungsstrukturen geprägt. Daher bedarf es einer Reform 
des. Die Zersplitterung in verschiedene Behörden und Ressorts führt zu Ineff㘶zienzen, Versorgungslücken 
und unnötigen Hürden für Leistungsberechtigte. Ziel der Zusammenlegung zentraler existenzsichernder 
Leistungen ist ein einfaches, verständliches und gerechtes System, das Menschen in prekären Lebenslagen 
zuverlässig unterstützt.

Vermeidung von Rechtskreiswechseln. Der Wechsel zwischen verschiedenen Leistungssystemen etwa vom 
AsylbLG zum SGB II oder vom SGB III zum SGB II ist für die Betroffenen häuf㘶g mit bürokratischen Hürden, 
Verzögerungen und Unsicherheiten verbunden. Diese Übergänge führen zu Versorgungslücken und 
erschweren eine kontinuierliche Unterstützung. Die AWO sieht in der Abschaffung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes und in der generellen Öffnung des SGB II für Asylbewerber einen 
praktikablen und sozial gerechten Weg, um Integration zu fördern und Gleichbehandlung sicherzustellen. 
Ein einheitliches Leistungssystem würde bürokratische Hürden abbauen und den Verwaltungsaufwand 
deutlich reduzieren, Leistungen schneller und eff㘶zienter gewähren, Doppelstrukturen vermeiden, 
Ressourcen gezielter einsetzen, die Kontinuität der Unterstützung für Leistungsberechtigte sichern sowie 
soziale Teilhabe und Integration nachhaltig stärken.
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